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Im Jahr 2003 hat das System der 
Abfertigung Neu Einzug gehalten. 
Alle nach dem 01.01.2003 abgeschlos-
senen Arbeitsverhältnisse unterliegen 
diesem System. Obwohl seitdem 
einige Jahre vergangen sind, gibt es 
immer noch Informationsbedarf.

Wann habe ich Anspruch auf die 
Auszahlung meiner Abfertigung? 
Was passiert mit meiner Abfertigung, 
wenn ich selbst kündige oder gekündigt 
werde? Das sind nur zwei der Fragen, 
die sich ArbeitnehmerInnen stellen.

Diese Broschüre soll Unklarheiten und 
Missverständnisse aus dem Weg räumen 
und Ihnen eine Hilfestellung im Umgang 
mit der Abfertigung Neu bieten.

Den ersten Teil dieser Broschüre widmen 
wir konkret Themen, die immer wieder 
nachgefragt werden. Den zweiten Teil 
haben wir als Nachschlagewerk ge-
staltet. Hier finden Sie in alphabetischer 
Reihenfolge kurze und prägnante Erklä-
rungen zu Begriffen, die oft im Zusam-
menhang mit Abfertigung Neu fallen.
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Neben dieser Broschüre empfehlen wir 
Ihnen unsere Homepage, auf der Sie 
weiterführende Informationen und aktu-
elle Themen finden (www.allianzvk.at).

Wir hoffen, dass unser Informationsan-
gebot eine nützliche Hilfe für Sie ist und 
freuen uns über Ihre Anmerkungen und 
Anregungen. Senden Sie diese einfach 
an: meinevk@allianz.at

Ihre Allianz Vorsorgekasse AG

20 Jahre für unsere 
Kunden da!

Wir feiern heuer unser 
20-jähriges Bestehen 
mit mehr als 2 Milliarden 
an veranlagten 
Kundengeldern.



54

DAS PENSIONSKASSENMODELLKONTAKT

Für allfällige Fragen zur Abfertigung Neu 
steht Ihnen das Serviceteam der 
Allianz Vorsorgekasse gerne zur Verfügung:

Allianz Vorsorgekasse AG
Postfach 2000
1130 Wien

Telefon:	 +43 (0)1 546 22-567
Fax:	 +43 (0)1 546 22-367
E-Mail:	 meinevk@allianz.at
Internet:	 www.allianzvk.at

Kontaktdaten & 
Adressen

DIE PENSIONSKASSENBEITRÄGE

Fragen & 
Antworten
rund um die 
Abfertigung 
Neu
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DAS BEITRAGSRECHTDAS BEITRAGSRECHT

Wer leistet wieviel Beitrag?

Mit dem BMVG (Betrieblichen Mitarbei-
tervorsorgegesetz) wurde die Neu- 
gestaltung der Abfertigung geregelt. 
Diese Regelung ging als geflügelte 
Formulierung „Abfertigung Neu“ durch 
die Medien. Mit 01.01.2008 wurde 
durch das BMSVG (Betriebliches Mit-
arbeiter- und Selbständigenvorsorge- 
gesetz) der Personenkreis um freie 
ArbeitnehmerInnen und Selbständige 
erweitert.

Wie hoch ist der Beitrag?

Abfertigung Neu stellt eine Leistung des 
Arbeitgebers/der Arbeitgeberin dar.
Der/die ArbeitgeberIn leistet für jede/n 
ArbeitnehmerIn, der/die nach dem 
31.12.2002 ins Unternehmen eingetre-
ten ist und seit 01.01.2008 auch für freie 
ArbeitnehmerInnen Beträge an eine 
betriebliche Vorsorgekasse. Der Beitrag 
beläuft sich auf 1,53 % der Bemessungs-
grundlage gemäß § 49 ASVG (Allge- 
meines Sozialversicherungsgesetz), 
dabei finden weder Geringfügigkeits-
grenze noch Höchstbeitragsgrundlage 
des ASVG der Sozialversicherung Be-
rücksichtigung.
Dies entspricht ca. dem Bruttobezug 
inklusive Urlaubs- und Weihnachtsgeld. 

Die Beitragsleistung des Arbeitgebers/
der Arbeitgeberin für den/die jeweilige/n 
ArbeitnehmerIn beginnt einen Monat 
nach Aufnahme des Arbeitsverhältnisses. 
Der erste Monat ist somit beitragsfrei.

Ausnahmen davon bestehen, wenn in-
nerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten 
ab dem Ende eines Arbeitsverhältnisses 
mit demselben/derselben ArbeitgeberIn 
erneut ein Arbeitsverhältnis geschlossen 
wird, also vor allem bei Saisonarbeiter-
Innen bzw. bei ArbeitnehmerInnenwech-
sel innerhalb eines Konzerns. In diesem 
Fall beginnt die Beitragspflicht mit 
Antritt des neuen Arbeitsverhältnisses.

Wer leistet wieviel in Sonderfällen
wie Karenzierung, Wochengeld
etc.?

Es gibt auch Fälle in welchen der/die
ArbeitgeberIn kein Entgelt leistet
aber trotzdem Beiträge für den/die
ArbeitnehmerIn geleistet werden.

Leistung durch den/die ArbeitgeberIn 
trotz Unterbrechung der Hauptpflicht 
des Arbeitsverhältnisses bei:

–	 Wochengeldbezug 
Hier leistet der/die ArbeitgeberIn 
1,53 % von jenem Entgelt, das für 
jenen Kalendermonat gebührte, 
der unmittelbar vor Eintritt des Versi-
cherungsfalls lag.

–	 Krankengeldbezug 
Für Zeiten des Krankengeldbezugs 
gemäß ASVG werden vom/von der 
ArbeitgeberIn 1,53 % des halben 
Monatsentgelts vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalls geleistet.

–	 Präsenz- oder Ausbildungsdienst 
gemäß Wehrgesetz 2001

–	 Zivildienst bzw. Auslandsdienst 
gemäß Zivildienstgesetz Hier werden 
1,53 % des Kinderbetreuungsgelds 
als Abfertigungsbeiträge einbezahlt, 
solange das Arbeitsverhältnis aufrecht 
bleibt.

–	 Altersteilzeit gem. § 27 Arbeitslosen-
versicherungsgesetz, Solidaritäts-
modell gem. § 13 AVRAG, Kurzarbeit 
gem. § 27 Abs. 1 lit. b Arbeitsmarkt-
förderungsgesetz 
Während dieser Zeiten entrichtet der/
die ArbeitgeberIn 1,53 % von jenem 
monatlichen Entgelt, das vor Herabset-
zung der Normalarbeitszeit geleistet 
wurde.

Leistung an die betriebliche Vorsorge-
kasse durch den FLAF (Familienlasten-
ausgleichsfonds) bei:

–	 Kindergeldbezug, Herabsetzung der 
Normalarbeitszeit bzw. Freistellung 
gegen Entfall des Arbeitsentgelts zum 
Zwecke der Sterbebegleitung eines/
einer nahen Angehörigen gem. § 14a 
AVRAG,

–	 Herabsetzung der Normalarbeits-
zeit bzw. Freistellung gegen Entfall 
des Arbeitsentgelts zum Zwecke der 
Begleitung von im gemeinsamen 
Haushalt lebenden, schwerstkranken 
Kindern (Wahloder Pflegekinder) 
gem. § 14b AVRAG. In diesen Fällen 
wird das Kinderbetreuungsgeld als 
Grundlage der Beitragsbemessung 
herangezogen.

Leistung durch das AMS 
(Arbeitsmarktservice) bei:

–	 Bildungskarenz 
Hier wird das Weiterbildungsgeld, 
dies entspricht dem Arbeitslosen- 
entgelt, als Grundlage für den 
monatlichen Abfertigungsbetrag 
von 1,53 % herangezogen.
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DAS BEITRAGSRECHTDAS BEITRAGSRECHT

Wer trifft die Auswahl der
betrieblichen Vorsorgekasse
und wie erfolgt diese?

Wer wählt die Vorsorgekasse in einem
Unternehmen mit Betriebsrat?

Grundsätzlich sollte die betriebliche Vor-
sorgekasse von ArbeitgeberIn und Be-
triebsrat gemeinsam gewählt werden.
Den gefällten Entschluss legen diese 
in einer verbindlichen Betriebsverein-
barung fest. Falls es zu keiner Einigung 
kommt, kann jeder Streitteil eine Ent-
scheidung durch die Schlichtungsstelle 
beim zuständigen Arbeits- und Sozial-
gericht fordern. In diesem Fall gilt die 
Entscheidung der Schlichtungsstelle als 
Betriebsvereinbarung, gegen welche 
kein Rechtsmittel besteht.

Wer wählt die Vorsorgekasse in einem
Unternehmen ohne Betriebsrat?

Besteht in einem Unternehmen kein 
Betriebsrat, bestimmt der/die Arbeit-
geberIn die betriebliche Vorsorgekasse. 
Von seiner beabsichtigten Auswahl hat 
er binnen einer Woche sämtliche Arbeit-
nehmerInnen schriftlich zu informieren. 

Ab diesem Zeitpunkt haben die Arbeit-
nehmerInnen zwei Wochen Zeit schrift-
liche Einwendungen bekannt zu geben. 
Erhebt mindestens ein Drittel der Arbeit-
nehmerInnen Einwand (qualifizierter 
Einspruch), hat der/die ArbeitgeberIn 
eine andere betriebliche Vorsorgekas-
se vorzuschlagen. In dieser Situation 
besteht für die ArbeitnehmerInnen die 
Möglichkeit, eine kollektivvertragsfä-
hige freiwillige Interessensvertretung 
der ArbeitnehmerInnen (ÖGB) heranzu-
ziehen. Wird binnen zwei Wochen keine 
Einigung erzielt, kann jeder Streitteil eine 
Entscheidung durch die Schlichtungs-
stelle beim zuständigen Arbeits- und 
Sozialgericht fordern (Streitteile sind der/
die ArbeitgeberIn sowie die beigezogene 
Interessenvertretung). Die Schlichtungs-
stelle entscheidet auch hier endgültig.

Welche Frist gibt es zu beachten?

Der/die ArbeitgeberIn hat innerhalb 
von 6 Monaten nach Einstellung des 
1. Arbeitnehmers, für den er Vorsorge-
kassenbeiträge leistet, einen Betritts- 
vertrag mit einer Vorsorgekasse abzu- 
schließen. Widrigenfalls wird vom 
Dachverband der österreichischen 
Sozialversicherungsträger das gesetz-
liche Zuweisungsverfahren 
(Zwangszuweisung) eingeleitet.

Bei einer Zwangszuweisung ist nicht 
vorhersehbar, welcher betrieblichen 
Vorsorgekasse der/die jeweilige Arbeit-
geberIn zugeteilt wird. Mit Einlangen 
dieses Beitrittsvertrags zur betrieblichen 
Vorsorgekasse beim/bei der Arbeit-
geberIn kommt der Beitrittsvertrag von 
Gesetzes wegen zu Stande.

Was ist ein Beitrittsvertrag?

Nach erfolgter Auswahl der betrieb-
lichen Vorsorgekasse hat der/die Arbeit-
geberIn mit dieser den Beitrittsvertrag 
abzuschließen.
Der Beitrittsvertrag enthält grundlegen-
de Informationen über die ausgewählte 
betriebliche Vorsorgekasse und deren 
Veranlagungspolitik. Außerdem beinhal-
tet dieser Vertrag die Kündigungsvoraus-
setzungen (im Rahmen der gesetzlichen 
Vorgaben des § 12 BMSVG), die Höhe 
der Verwaltungs- und Vermögensver-
waltungskosten (im Rahmen der gesetz-
lichen Grenzen des § 26 BMSVG), die 
Meldepflichten des Arbeitgebers/der 
Arbeitgeberin gegenüber der betriebli-
chen Vorsorgekasse sowie alle Beitrags-
kontonummern des Arbeitgebers/der 
Arbeitgeberin.
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DAS LEISTUNGSRECHTDAS LEISTUNGSRECHT

Wann erhalten Sie
eine Leistung aus der
Abfertigung Neu?

Leistungen

Das Schicksal der Abfertigung Neu ist 
von der Art der Beendigung und Dauer 
des Arbeitsverhältnisses abhängig. 
Im großen Unterschied zur Abfertigung 
Alt gehen die für den Anwartschafts-
berechtigten eingezahlten Beiträge nie 
verloren.

Welche Vorraussetzungen für einen 
Leistungsanspruch müssen erfüllt sein?

Ein Verfügungsanspruch eines/einer 
Anwartschaftsberechtigten besteht erst
–	 bei Beendigung des letzten Arbeitsver-

hältnisses durch eine einvernehmliche 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses, 
Kündigung durch den/die Arbeit-
geberIn, unverschuldete Entlassung, 
berechtigten vorzeitigen Austritt oder 
Kündigung während einer Teilzeitbe-
schäftigung nach dem Mutterschutz-
gesetz und

–	 bei Vorliegen von in Summe min-
destens 36 Beitragsmonate seit der 
letzten Verfügung. Unabhängig von 

den Beitragsmonaten kann eine Verfü-
gung der Abfertigung immer begehrt 
werden, wenn das Arbeitsverhältnis 
aufgrund Inanspruchnahme einer 
Eigenpension, nach Vollendung des 
Anfallsalters für die vorzeitige Alters-
pension aus der gesetzlichen Pensions-
versicherung beendet wird oder der/
die ArbeitnehmerIn seit mindestens 
5 Jahren in keinem beitragsbegrün-
denden Arbeitsverhältnis mehr steht.

Wird eine der Voraussetzungen nicht 
erfüllt (z. B. keine 36 Beitragsmonate 
oder ArbeitnehmerInnenkündigung), 
d.h. sollten Sie bei Beendigung Ihres 
Arbeitsverhältnisses nicht verfügungs-
berechtigt sein, bleibt die Abfertigungs-
anwartschaft vorerst in der betrieblichen 
Vorsorgekasse liegen und wird dort 
weiter veranlagt.
Wenn Sie das nächste Mal ein Arbeits-
verhältnis beenden, wird wieder geprüft, 
ob Verfügungsanspruch besteht. 
Im Falle eines Anspruchs, können Sie 
über die Abfertigungsanwartschaft 
aus allen bisherigen Arbeitsverhältnissen 
verfügen.

Welche Leistungsarten gibt es?

Besteht ein Leistungsanspruch, 
so stehen folgende Verfügungsmöglich-
keiten zur Auswahl:
–	 steuerfreie Weiterveranlagung 

bei der betrieblichen Vorsorgekasse,
–	 steuerfreie Übertragung in eine 

Pensionskasse oder an ein Versiche- 
rungsunternehmen (Betriebliche 
Kollektivversicherung oder Pensions-
zusatzversicherung)

–	 steuerfreie Übertragung in die 
betriebliche Vorsorgekasse des 
neuen Arbeitgebers/der neuen 
Arbeitgeberin,

–	 Auszahlung der Abfertigung als Kapi-
talbetrag, abzüglich 6 % Lohnsteuer.

Hinweis: Gibt der/die Anwartschaftsberechtigte 
seine/ihre Verfügungsart nicht innerhalb von 
6 Monaten ab Beendigung des Arbeitsverhält- 
nisses bekannt, wird die Abfertigung weiterhin 
bei der Vorsorgekasse veranlagt, und der/die 
Anwartschaftsberechtigte kann erst wieder bei 
der nächsten Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
mit Abfertigungsanspruch verfügen. 
Im Falle einer Pensionierung sind eine Weiterver-
anlagung sowie Übertragung in eine andere Vor-
sorgekasse nicht mehr möglich. Das Verfügungs-
formular muss binnen 3 Monaten abgegeben 
werden, widrigenfalls wird eine Auszahlung des 
Kapitalbetrags per Postanweisung vorgenommen.

Wer erhält die Abfertigung Neu bei Tod 
des/der Anwartschaftsberechtigten?

Bei Tod des/der Anwartschaftsberechtig-
ten geht die Anwartschaft unabhängig 
von der Erreichung der 36 Beitragsmonate 
auf seine/ihre Hinterbliebenen (Ehepartne-
rIn und familienbeihilfeberechtigte Kinder) 
über. Für den Fall, dass es keine Hinter- 
blieben gibt oder diese sich nicht inner- 
halb einer Frist von 3 Monaten bei der zu-
ständigen Vorsorgekasse melden, fällt 
die Abfertigung in die Verlassenschaft.

Wie werde ich über einen Leistungs- 
anspruch informiert?

Für den Fall, dass Sie einen Verfügungs- 
anspruch über Ihre Anwartschaft erlangen, 
erhalten Sie per Post – an die von der Sozi- 
alversicherung gespeicherte Adresse – 
eine sogenannte Verfügungserklärung. 
Haben Sie bei mehreren Vorsorgekassen 
Abfertigungbeiträge, bekommen Sie von 
jeder dieser Kassen eine Verfügungs-
erklärung zugesendet. Das ausgefüllte 
Verfügungsformular ist zusammen mit 
einer Kopie eines gültigen und aktuellen 
Lichtbildausweises an die Vorsorgekasse 
zu senden. Die Abfertigung ist spätestens 
am Ende des zweitfolgenden Kalender-
monates nach der Geltendmachung des 
Anspruchs fällig und binnen 5 Werktagen 
entsprechend der Verfügung zu leisten. 
Auf unserer Homepage steht Ihnen eine 
Information zum Thema „Was tun bei 
Ende des Arbeitsverhältnisses“ in 12 Spra-
chen online zur Verfügung.
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DAS ÜBERTRITTSRECHTDAS STEUERRECHT

Wie werden Beiträge
und Leistungen besteuert?

Wie erfolgt der Wechsel 
von Abfertigung Alt 
in Abfertigung Neu?

Wie werden die Beiträge
versteuert?

–	 bis zur gesetzlichen Höhe 
(1,53 % laufend) werden weder Lohn-
steuer noch Sozialversicherungs- 
abgaben geltend gemacht,

–	 die Beiträge sind zu 100 % 
als Betriebsausgabe absetzbar.

Wie werden die Leistungen
versteuert?

–	 bei Auszahlungen werden 6 % Lohn-
steuer einbehalten,

–	 nach steuerfreier Übertragung der 
Anwartschaft in die Versicherung 
oder Pensionskasse ist die lebens- 
lange Rente steuerfrei.

Grundsätzlich gibt es zwei Möglich- 
keiten vom System der Abfertigung Alt 
auf das System der Abfertigung 
Neu zu wechseln – den Teil- und den 
Komplettumstieg.

Wie funktioniert der Teilumstieg
gemäß § 47 Absatz 2 BMSVG?

Bei einem Teilumstieg werden be-
stehende Ansprüche nach altem Recht 
„eingefroren“ und ab einem Stichtag 
(Übertragungsstichtag) zukünftig Bei-
tragszahlungen an eine betriebliche 
Vorsorgekasse geleistet.
–	 eingefrorene Ansprüche bleiben nach 

altem Recht gegenüber dem/der 
ArbeitgeberIn aufrecht.

–	 ab dem Stichtag des Einfrierens 
werden Beiträge ins neue System 
bezahlt, für diese ist das BMSVG 
anzuwenden.

Voraussetzung:
Einvernehmen zwischen ArbeitgeberIn
und ArbeitnehmerIn; schriftliche
Einzelvereinbarung.

Welche Steuervorteile gibt es?

–	 keine Kapitalertragsteuer, Spekula-
tionsbesteuerung oder sonstige Steuer 
auf Veranlagungserträge,

–	 keine Versicherungssteuer
–	 keine Umsatzsteuer auf die 

Verwaltungskosten für Leistungen der 
betrieblichen Vorsorgekasse.

Steuerliche Auswirkungen beim 
Unternehmen:

Weiterhin Rückstellungsbildung nach 
§ 14 EStG für eingefrorene Ansprüche 
(außer die Übertragung der Rückstellung 
ins Eigenkapital bzw. auf eine als versteu-
ert geltende Rücklage ist bereits erfolgt).
–	 Gewinnerhöhende Auflösung der Rück-

stellung bei Wegfall der Verpflichtung.
–	 Beiträge an eine betriebliche Vorsorge-

kasse sind als Betriebsausgabe absetz-
bar.

Wie funktioniert der Komplettumstieg 
gemäß § 47 Absatz 3 BMSVG?

Bei einem Komplettumstieg kommt es 
zur Übertragung einer Barablöse der be-
stehenden Ansprüche nach altem Recht 
in die betriebliche Vorsorgekasse. Ab dem 
Zeitpunkt des Umstiegs werden Beiträge 
des Arbeitgebers/der Arbeitgeberin in 
die betriebliche Vorsorgekasse geleistet, 
es ist das BMSVG anzuwenden.
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DAS ÜBERTRITTSRECHT

Voraussetzung:
Einvernehmen zwischen ArbeitnehmerIn 
und ArbeitgeberIn (schriftliche Einzelver-
einbarung).
–	 Höhe des Überweisungsbetrages kann 

vom Anspruch laut altem Recht abwei-
chen (Untergrenze gem. § 877 ABGB: 
50 %).

–	 Überweisung zum Stichtag als Einmal-
betrag

–	 oder Überweisung innerhalb von 5 
Jahren (mindestens 1/5 p.a. + 6 % Ver-
zinsung).

Steuerliche Auswirkungen beim
Unternehmen:
–	 gewinnerhöhende Auflösung der be-

stehenden Abfertigungsrückstellung 
(außer die Übertragung der Rück-
stellung ins Eigenkapital bzw. auf eine 
als versteuert geltende Rücklage ist 
bereits erfolgt),

–	 Entfall der steuerrechtlichen und han-
delsrechtlichen Rückstellungsbildung,

–	 Übertragungsbetrag an die betrieb-
liche Vorsorgekasse ist Betriebsauf-
wand,

–	 jener Teil des Übertragungsbetrages, 
der die Rückstellung übersteigt, ist auf 
5 Jahre verteilt absetzbar,

–	 laufende Beiträge an die betriebliche 
Vorsorgekasse sind Betriebsaufwand.

Hinweis: Wie gehe ich vor, wenn ich mich für eine 
Übertragung von Altabfertigungen interessiere? 
Der Übertragung von Altabfertigungen liegt eine 
übereinstimmende Willenserklärung von Arbeit-
nehmer und Arbeitgeberseite zu Grunde. Damit 
kann kein Teil den anderen Teil zu einer Übertra-
gung zwingen. Für den Fall, dass Sie sich für eine 
Übertragung von Altabfertigungen interessieren, 
sprechen Sie Ihren/Ihre PersonalchefIn darauf an. 
Sämtliche Unterlagen stellen wir Ihnen gerne zur 
Verfügung!

Welche Unterschiede gibt es zwischen dem alten und dem neuen System?

Abfertigung Alt Abfertigung Neu

Beendigung des
Arbeitsverhältnisses

Bei einer Kündigung durch den 
Arbeitnehmer besteht kein Anspruch 
auf Abfertigung.

Abhängig von der Beendigungsart des 
Arbeitsverhältnisses ändert sich ledig-
lich der Zeitpunkt, zu dem über das 
Guthaben verfügt werden kann. Die 
Abfertigung geht jedoch nie verloren.

Ablebensfall Im Ablebensfall stehen 50 % der Ab-
fertigung den gesetzlichen Erben, 
die zum Todeszeitpunkt einen Unter-
haltsanspruch gegenüber dem ver-
storbenen Arbeitnehmer hatten, zu.

Im Ablebensfall steht den gesetzlichen 
Erben die Abfertigung zu 100 % zu. 
Gibt es keine gesetzlichen Erben, fällt 
dieser Betrag in die Verlassenschaft.

Anspruch Der Abfertigungsanspruch besteht 
gegenüber dem Arbeitgeber.

Der Abfertigungsanspruch besteht 
gegenüber der Vorsorgekasse. Dieser 
Anspruch bleibt selbst dann bestehen, 
wenn das Arbeitsverhältnis durch den 
Arbeitnehmer gekündigt wird.
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DIE KONTOINFORMATIONDIE VERANLAGUNG

Wie werden die
Beiträge veranlagt?

Wie werden Sie über 
die aktuelle Abfertigung 
informiert?

Die Veranlagung der Abfertigungs- 
beiträge erfolgt in einer Veranlagungs- 
gemeinschaft der Vorsorgekasse. 
Das Vermögen dieser Veranlagungs- 
gemeinschaft ist als Sondermasse 
strikt vom Vermögen der betrieblichen 
Vorsorgekasse getrennt. Die betriebliche 
Vorsorgekasse ist gesetzlich dazu ver-
pflichtet eine Brutto-Kapital-Garantie 
zu gewähren. Das heißt, wir garantieren 
Ihnen den vom/von der ArbeitgeberIn 
einbezahlten Beitrag zu 100 %. Die Veran-
lagung der Allianz Vorsorgekasse erfolgt 
sehr konservativ, um einen möglichst 
konstanten jährlichen Ertrag zu erwirt- 
schaften. Wir achten auf ein ausgewo-
genes Verhältnis von Risiko und Ertrag. 
Unser Portfolio besteht zum Großteil 
aus Anleihen. Durch das aktive Manage-
ment erfolgt eine laufende Anpassung 
an das aktuelle Marktumfeld bei 
gleichzeitiger Risikoreduzierung.

Für jeden/jede Anwartschaftsberech- 
tigte/n wird von der betrieblichen Vor- 
sorgekasse ein eigenes Konto geführt. 
Die Anwartschaftsberechtigten sind 
jährlich zum Bilanzstichtag sowie nach 
Beendigung eines Arbeitsverhältnisses, 
für das Beiträge geleistet wurde, schrift-
lich über die erworbene Abfertigungs-
anwartschaft zum Bilanzstichtag bzw. 
zum Stichtag der Erstellung des Konto-
auszugs zu informieren.

Die schriftliche Kontoinformation, die 
jeder/jede Anwartschaftsberechtigte 
einmal jährlich an seine Wohnadresse 
zugesendet bekommt, enthält eine 
Aufstellung über die für das Geschäfts-
jahr vom/von der ArbeitgeberIn geleis- 
teten Beiträge, die vom/von der Anwart- 
schaftsberechtigten zu tragenden 
Barauslagen (z. B. Kosten des Sozial- 
versicherungsträgers) und Verwaltungs-
kosten, das zugewiesene Veranlagungs-
ergebnis sowie die insgesamt erworbene 
Abfertigungsanwartschaft.

Bei beitragsfreien Anwartschaften bzw. 
Anwartschaften mit Kontobewegungen
unter 30,– Euro erfolgt die Zusendung 
der Kontoinformation nur alle 3 Jahre.

Es besteht außerdem die Möglichkeit, 
die Kontoinformation sowie Veranla-
gungsnews über das Online Portal 
unter www.allianzvk.at abzurufen. 

Die Registrierung erfolgt direkt über das 
Portal. Ihre Zugangsdaten befinden 
sich auf der jährlichen Kontoinformation.

Nachhaltigkeit steht für die 
Allianz Vorsorgekasse 
schon seit 2003 im Fokus. 

So ist unser Portfolio bereits zu 
100 % kohleabbaufrei! 
Und wir haben als nächsten Schritt 
beschlossen, aus allen fossilien 
Brennstoffen auszusteigen. 
Um unser Konzept und seine 
Umsetzung weiter zu verbessern, 
lassen wir uns jährlich extern 
prüfen und zertifizieren. 

Nähere Infos dazu finden Sie auf Seite 31.
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DAS ONLINE-PORTALDAS ONLINE-PORTAL

Für die Erst-Registrierung benöti-
gen Sie Ihre persönliche Kunden-
nummer (= Zugangscode). 
Diese beginnt mit „M97…“ oder 
„B97…“ und ist auf der ersten Seite 
Ihrer jährlichen Kontoinformation 
angedruckt.

Registrieren Sie sich 
noch heute unter 
allianzvorsorge.at/vk

Neues Design und der Kontostand auf einen Blick

Nichts verpassen – 
Dank unserem Online-Portal

Mit einem Klick den vollen Überblick:

•	 tagesaktueller Kontostand und 
Details zum Guthaben

•	 mögliche Überweisung von bisherigen 
Vorsorgekassen (z.B. bei Kontozusam- 
menlegung oder Kassenwechsel)

•	 monatliches Veranlagungsergebnis
•	 alle Kontoinformationen als Down-

load
•	 Nachhaltigkeits- und Veranlagungs-

berichte
•	 FAQs in über 10 Sprachen

Bei Fragen stehen wir Ihnen 
gerne zur Verfügung: 
Post: Allianz Vorsorgekasse AG
Postfach 2000, 1131 Wien
Telefon: 01/546 22-567
E-Mail: meinevk@allianz.at

Ihre Daten in sicheren Händen: 
wir sind die erste Vorsorgekasse 
in Österreich mit ISO-zertifizierter 
IT-Infrastruktur und erfüllen somit 
die hohen Sicherheitsstandards 
der Allianz Gruppe. 

Hinweis: 
Sie waren bereits Portal-User? 
Um Ihnen den bestmöglichen 
Datenschutz zu garantieren, ist eine 
neuerliche Registrierung notwendig, 
auch wenn Sie schon bisher unser 
Onlineservice genutzt haben!

Unser Online-Portal ist natürlich für 
Smartphones und Tablet optimiert, 
somit können Sie das Online-Portal 
rund um die Uhr, egal wo Sie sich 
gerade befinden, nutzen.
 
#nachhALLtig: gemeinsam tun wir 
Gutes für unsere Umwelt

Sie erhalten künftig keine Zusendungen 
mehr in Papierform, sondern werden 
sofort per E-Mail informiert, sobald eine 
neue Kontoinformation in Ihrem persön-
lichen Postfach abrufbar ist.

8.190,39 €

0,00 €

Insgesamt

davon garantiert

sofort verfügbar i

i

i

7.413,21 €

Max Mustermann, hier sehen Sie Ihr aktuelles Guthaben 
bei der Allianz Vorsorgekasse:
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A – Abfertigungsanwartschaft
Unter Abfertigungsanwartschaft 
versteht man alle von einer betrieblichen 
Vorsorgekasse verwalteten Ansprüche 
eines/einer Anwartschaftsberechtigten. 
Sie setzt sich zusammen aus:

–	 laufend eingezahlten Abfertigungs- 
beiträgen und übertragenen 
Altabfertigungsanwartschaften,

–	 etwaigen Verzugszinsen,
–	 zugewiesenen Veranlagungs- 

ergebnissen und
–	 überwiesenen Abfertigungsanwart-

schaften von anderen Vorsorgekassen
–	 abzüglich Kosten.

Es besteht die Möglichkeit, Abfertigungs-
anwartschaften bei mehreren betrieb-
lichen Vorsorgekassen zu besitzen.

Altersteilezeit
Im Fall der Altersteilzeit leistet der/
die Arbeitgeber/In für diese Periode 
1,53 % des monatlichen Entgelts, das 
vor Herabsetzung der Normalarbeits-
zeit geleistet wurde, an die betriebliche 
Vorsorgekasse. Dies gilt auch für Zeiten 
der Kurzarbeit sowie des Solidaritäts-
modells.

Anwartschaftsberechtigte/r
Anwartschaftsberechtigte (AWB) sind alle 
jene ArbeitnehmerInnen, für die 
Beiträge und/oder Übertragungs- 
beträge an eine betriebliche Vorsorge-
kasse geleistet werden oder wurden.

Arbeitgeberkündigung
Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
durch den/die ArbeitgeberIn und gleich-
zeitigem Vorliegen von mindestens 
36 Beitragsmonaten erlangt der/die 
ArbeitnehmerIn eine Verfügungsberech-
tigung über seine/ihre Abfertigungsbei-
träge.

ArbeitnehmerInnenkündigung
Bei Beendigung des Arbeitsverhält- 
nisses durch den/die ArbeitnehmerIn 
kann dieser nicht umgehend über 
die Anwartschaftsbeiträge verfügen. 
Die Abfertigungsanwartschaft verfällt 
jedoch nicht, sondern wird weiterhin 
bis zum Erlangen einer Verfügungs- 
berechtigung veranlagt.

Arbeitslosigkeit
Bei Arbeitslosigkeit über einen längeren 
Zeitraum als 5 Jahre, kann eine Auszah-
lung der Beiträge aus der betrieblichen 
Vorsorgekasse in jedem Fall verlangt 
werden.

Aufsicht
Die betrieblichen Vorsorgekassen 
unterliegen sowohl der Aufsicht der 
Finanzmarktaufsichtsbehörde als auch 
der Österreichischen Nationalbank.

B – Beginn Beitragszahlung
Die Beitragsleistung des Arbeitgebers/
der Arbeitgeberin für den/die jeweilige/n 
ArbeitnehmerIn beginnt einen Monat 
nach Aufnahme des Arbeitsverhältnisses. 
Der erste Monat ist beitragsfrei, es sei 
denn, es wird innerhalb eines Zeitraumes 
von zwölf Monaten ab dem Ende des 
Arbeitsverhältnisses dieses mit demsel-
ben/derselben ArbeitgeberIn fortgesetzt 
(z. B. SaisonarbeiterInnen). In diesem 
Fall beginnt die Beitragsleistung mit 
Beginn des neuen Arbeitsverhältnisses.

Beitragshöhe
Im Regelfall leistet der/die ArbeitgeberIn 
pro Anwartschaftsberechtigten 1,53 % 
der Bemessungsgrundlage (Bruttomo-
natsentgelt) gemäß § 49 ASVG, wobei 
die Geringfügigkeitsgrenze und die 
Höchstbeitragsgrundlage nicht berück-
sichtigt werden, an die Vorsorgekasse.

Beitragskontonummer
Jedem/jeder ArbeitgeberIn, der/die zu-
mindest einmal eine/n ArbeitnehmerIn 
bei der Sozialversicherung angemeldet 
hat, wird eine Beitragskontonummer 
durch die zuständige Landesgeschäfts-
stelle der Österreichischen Gesundheits-
kasse (ÖGK) zugeteilt. Ein Unternehmen 
kann auch mehrere Beitragskonto- 
nummern bei unterschiedlichen Landes-
stellen der ÖGK haben (z.B. bedingt 
durch Filialen in unterschiedlichen 
Bundesländern). Der/die ArbeitgeberIn 
ist verpflichtet, seiner betrieblichen 
Vorsorgekasse sämtliche Beitragskonto-
nummern mitzuteilen.
Durch diese Nummern werden die Ab-
fertigungsbeiträge vom/von der Arbeit-
geberIn über die ÖGK zur Vorsorgekasse 
transferiert.

Beitragsmonate
Als Beitragsmonate, die für die Errei- 
chung eines Verfügungsanspruchs 
relevant sind, zählen all jene, in denen 
ein Beitrag, durch eine/n oder mehrere 
ArbeitgeberInnen geleistet wurden.

Beitrittsvertrag
Der Beitrittsvertrag stellt einen Vertrag 
zwischen dem/der ArbeitgeberIn und 
der betrieblichen Vorsorgekasse dar.

A – Z der Abfertigung Neu
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Bemessungsgrundlage
Als Bruttomonatsentgelt ist im Zusam- 
menhang mit der Beitragszahlung an 
die betriebliche Vorsorgekasse das Ent-
gelt nach § 49 ASVG relevant. Neben 
dem Gehalt inklusive Sonderzahlungen 
enthält es auch: Provisionen, Prämien, 
Überstundenentgelt, Trinkgeld, Sach-
bezüge, Drittprovisionen etc. Zahlun-
gen, die Aufwandsersatz darstellen, bei 
denen der/die ArbeitnehmerIn Kosten 
vorfinanziert und die er im Folgenden 
zurückerstattet bekommt, wie z. B. Kilo-
metergeld, fallen hier nicht hinein.

Besteuerung
–	 die laufenden Beiträge an die betrieb- 

liche Vorsorgekasse sind bis zur ge-
setzlichen Höhe (1,53 % des Entgeltes) 
beim/bei der ArbeitgeberIn voll als 
Betriebsausgabe absetzbar und unter-
liegen beim/bei der ArbeitnehmerIn 
nicht der Lohnsteuer.

–	 die Veranlagungserträge, welche die 
betriebliche Vorsorgekasse erwirt-
schaftet, sind weder bei der betriebli-
chen Vorsorgekasse noch beim/bei der 
Anwartschaftsberechtigten besteuert.

–	 Verwaltungskosten für die Leistungen 
der betrieblichen Vorsorgekasse wer-
den nicht mit Umsatzsteuer belastet.

–	 bei der Auszahlung aus der betrieb- 
lichen Vorsorgekasse fallen 6 % Ein-
kommensteuer an.

–	 die Überweisung einer Anwartschaft 
an eine Pensionszusatzversicherung 
oder an eine Pensionskasse erfolgt 

steuerfrei. Im Weiteren fallen weder 
Versicherungssteuer an, noch wird 
die auszuzahlende Zusatzpension 
steuerlich belastet.

Betriebliche Vorsorgekasse
Eine betriebliche Vorsorgekasse ist eine 
Aktiengesellschaft oder GmbH mit einer 
Bankenkonzession für das Vorsorge- 
geschäft.
Aufgabe der betrieblichen Vorsorgekasse 
ist es, die von den Krankenkassen weiter-
geleiteten Beiträge zu veranlagen und zu 
verwalten.

Betriebsrat
Dem Betriebsrat kommt eine maßgeb-
liche Rolle bei der Auswahl der betrieb-
lichen Vorsorgekasse zu. Der Betriebsrat 
hat gemeinsam mit dem Arbeitgeber 
eine betriebliche Vorsorgekasse auszu-
wählen und diese in einer Betriebs- 
vereinbarung festzulegen.

Betriebsvereinbarung
Die Auswahl der betrieblichen Vorsorge-
kasse hat mit einer erzwingbaren 
Betriebsvereinbarung zu erfolgen (sofern 
Betriebsrat vorhanden).

Bildungskarenz
Im Fall der Inanspruchnahme einer 
Bildungskarenz entrichtet das AMS auf 
Grundlage des Weiterbildungsentgelts 
die Beiträge an die betriebliche Vorsorge-
kasse.

BMSVG (Betriebliches Mitarbeiter- 
und Selbständigenvorsorgegesetz)
Das BMSVG trat mit 01.01.2008 in Kraft 
und ersetzt das BMVG. Mit dem BMSVG 
wurde der Personenkreis, für den die 
Regelungen der Abfertigung Neu bisher 
galten um selbständig Erwerbstätige, 
freie ArbeitnehmerInnen und Vorstands-
mitglieder von Aktiengesellschaften
erweitert. 

BUAG (Bauarbeiter-, Urlaubs- und 
Abfertigungsgesetz)
Für Arbeitsverhältnisse, die diesem Ge-
setz unterliegen, gelten nur bestimmte 
Teile des BMSVG. Der Rest der Abferti-
gungsbestimmungen ist direkt im BUAG 
geregelt. Die Bauarbeiter Urlaubs-  
und Abfertigungskasse hat eine 
eigene betriebliche Vorsorgekasse 
eingerichtet.

D – Depotbank
Die betriebliche Vorsorgekasse hat 
mit der Verwahrung der zu der Veran- 
lagungsgemeinschaft gehörigen 
Wertpapiere und mit der Kontoführung 
der Veranlagungsgemeinschaft eine 
Depotbank zu beauftragen.

E – Eigenmittel
Gemäß § 23 BWG muss die betriebliche 
Vorsorgekasse über ein Mindestnenn-
kapital von EUR 1,5 Millionen verfügen. 
Außerdem muss die Vorsorgekasse über 
anrechenbare Eigenmittel in Höhe von 
0,25 % der Gesamtsumme der Abferti-
gungsanwartschaften verfügen.

Weiters hat die betriebliche Vorsorge-
kasse zur Absicherung der Kapitalgaran-
tie eine besondere Rücklage (bis zu 1 % 
der Gesamtsumme der Abfertigungsan-
wartschaften) zu bilden.

Einhebung der Beiträge
Die Beiträge werden von der für den/die 
ArbeitnehmerIn zuständigen Österrei-
chischen Gesundheitskasse eingehoben 
und von dieser an die jeweilige Vorsorge-
kasse weitergeleitet.

Einvernehmliche Auflösung
Bei einer einvernehmlichen Auflösung 
des Arbeitsverhältnisses und bei 
Vorliegen von mindestens 36 Beitrags-
monaten besteht eine Verfügungs-
berechtigung des Arbeitnehmers/der 
Arbeitnehmerin.

Entlassung
Im Fall einer verschuldeten Entlassung 
besteht kein Verfügungsanspruch des 
Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin. Im 
Gegensatz zur Abfertigung Alt jedoch 
verliert der/die ArbeitnehmerIn die An-
wartschaft auf Abfertigung Neu nicht.

Ergebniszuweisung
Unter Ergebniszuweisung versteht man 
die Zuweisung der Veranlagungs- 
ergebnisse auf die Konten der Anwart-
schaftsberechtigten. Diese erfolgt 
einmal jährlich zum Bilanzstichtag bzw. 
zum Zeitpunkt der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses.
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F – Freie ArbeitnehmerInnen
Seit 01.01.2008 fallen freie Arbeitneh- 
merInnen in das Pflichtsystem der 
Abfertigung Neu. Das heißt auch für sie 
müssen 1,53 % durch den/die Arbeit- 
geberIn an eine betriebliche Vorsorge-
kasse entrichtet werden.

Freiwillige Abfertigung
Freiwillige Abfertigung ist ein durch den/
die ArbeitgeberIn zugesicherter Abfer-
tigungsanspruch (durch Einzelvertrag 
bzw. Betriebsvereinbarung festgelegt), 
welcher den gesetzlichen/kollektiv-
vertraglichen Abfertigungsanspruch 
übersteigt. Eine freiwillige Abfertigung 
ist grundsätzlich auch für Arbeitnehmer- 
Innen, die dem BMSVG unterliegen, 
möglich. Hier gilt allerdings nicht mehr 
der Sondersteuersatz von 6 %. Dies gilt 
auch für freiwillige Abfertigungen, die 
nach einem Komplett oder Teilumstieg 
ins neue System erteilt werden.

G – Gebietskrankenkasse
Die Gebietskrankenkassen (bisher GKK, 
nun Landesgeschäftsstellen der Öster-
reichischen Gesundheitskasse ÖGK) 
sind für die Einhebung der Beiträge aus 
Abfertigung Neu zuständig. Dies erfolgt 
über das sogenannte Beitragskonto.

Geringfügig Beschäftigte
ArbeitnehmerInnen, welche unter der 
Geringfügigkeitsgrenze verdienen, 
erhalten ebenfalls die Abfertigung Neu. 
Bei geringfügigen Beschäftigungsver-

hältnissen hat der/die ArbeitgeberIn 
die Wahl, ob er/sie die Beiträge monatlich 
oder einmal jährlich bezahlt. 
Im Fall der jährlichen Entrichtung erhöht 
sich der Beitrag um 2,5 %, um einen Aus-
gleich für den erlittenen Performance- 
verlust zu schaffen.

I – Insolvenz (Konkurs, Ausgleich, etc.)
 
Insolvenz ArbeitgeberIn: Da nach 
erfolgter Einzahlung der Beiträge an die 
betriebliche Vorsorgekasse keinerlei Zu-
griffsmöglichkeit durch den/die Arbeit-
geberIn besteht, sind die Abfertigungs-
gelder auch im Fall einer Insolvenz des 
Arbeitgebers/der Arbeitgeberin gesichert. 
Beiträge, die zum Zeitpunkt des Eintritts 
der Insolvenz noch ausständig sind, wer-
den vom Insolvenzentgeltsicherungsfonds 
geleistet.

Insolvenz der betrieblichen 
Vorsorgekasse:
Aufgrund der Tatsache, dass die in
der Veranlagungsgemeinschaft 
zusammengefassten Vermögenswerte 
eine Sondermasse bilden, ist ein Zugriff 
der GläubigerInnen auf das Vermögen 
der Veranlagungsgemeinschaft nicht 
möglich.

K – Kapitalgarantie
Die betriebliche Vorsorgekasse ist dazu 
verpflichtet, 100 % der zugeflossenen Ab-
fertigungsbeiträge zuzüglich der über-
tragenen Altabfertigungsanwartschaft 
sowie Übertragungen aus anderen 
betrieblichen Vorsorgekassen zu garan-
tieren.

Kollektivvertragliche Abfertigung
Kollektivvertragliche Regelungen, die 
Abfertigungsansprüche über dem ge-
setzlich festgelegten Ausmaß vorsehen, 
bleiben vom BMSVG unberührt.

Kontoinformation
Für jede/n Anwartschaftsberechtigte/
n wird von der Vorsorgekasse ein eige-
nes Konto geführt. Die Anwartschafts-
berechtigten sind jährlich zum Bilanz-
stichtag sowie nach Beendigung eines 
Arbeitsverhältnisses, für das Beiträge 
geleistet wurden, schriftlich über die 
erworbene Abfertigungsanwartschaft 
zum Bilanzstichtag bzw. zum Stichtag 
der Erstellung des Kontoauszugs zu 
informieren.

Die schriftliche Kontoinformation, die 
jede/r Anwartschaftsberechtigte einmal 
jährlich an seine Wohnadresse zugesen-
det bekommt, enthält eine Aufstellung 
über die für das Geschäftsjahr vom/von 
der ArbeitgeberIn geleisteten Beiträge, 
sowie die Entwicklung der Anwart-
schaft zum angegebenen Stichtag. Bei 
beitragsfreien Anwartschaften bzw. 

Anwartschaften mit Kontobewegungen 
unter 30 Euro, erfolgt die Zusendung der 
Kontoinformation nur alle 3 Jahre.

Kontrahierungszwang
Die Vorsorgekassen unterliegen einem 
Kontrahierungszwang. Das bedeutet, 
dass sie ein gesetzesgemäßes Anbot 
eines Arbeitgebers/einer Arbeitgeberin 
zum Abschluss eines Beitrittsvertrages 
annehmen müssen. Die Konditionen 
haben dabei für alle ArbeitgeberInnen 
gleich zu sein.

Konzession
Betriebliche Vorsorgekassen brauchen, 
um die Einnahme und Veranlagung von 
Abfertigungsbeiträgen durchführen zu 
können, eine von der Finanzmarktaufsicht 
erteilte Bankenkonzession.

Krankengeld
Der/die ArbeitgeberIn entrichtet für diese 
Periode 1,53 % der fiktiven Bemessungs-
grundlage in Höhe der Hälfte des Ent-
gelts jenes Kalendermonats, das vor dem 
Versicherungsfall bezogen wurde, an die 
betriebliche Vorsorgekasse.

L – Lehrlinge
Lehrlinge haben ab Beginn des Lehrver-
hältnisses einen Anspruch auf die Einzah-
lung von Beiträgen.

A–Z DER ABFERTIGUNG NEUA–Z DER ABFERTIGUNG NEU
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M – Mutterschaft
Leistung durch den/die ArbeitgeberIn 
trotz Unterbrechung der Hauptpflicht 
des Arbeitverhältnisses während des 
Wochengeldbezugs. Hier leistet der/die 
ArbeitgeberIn 1,53 % von jenem Entgelt, 
das für jenen Kalendermonat gebührte, 
der unmittelbar vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalls lag. Leistung des FLAF 
(Familienlastenausgleichsfond) an die 
betriebliche Vorsorgekasse während des 
Kindergeldbezugs. In diesem Fall wird 
das Kinderbetreuungsgeld (KBG) zur 
Beitragsbemessung herangezogen.

N – Nachhaltigkeit
Die Allianz Vorsorgekasse AG hat sich für 
eine das gesamte Portfolio umfassende 
Veranlagungspolitik, die sich den Prinzi-
pien der Nachhaltigkeit verpflichtet, ent-
schieden. Wir entsprechen damit einer 
ArbeitnehmerInnenforderung nach Qua-
lität und Nachhaltigkeit. In diesem Sinne 
stützen wir uns bei unseren Investitions-
entscheidungen nicht nur auf kurzfristige 
Renditeüberlegungen, sondern beziehen 
neben der ökonomischen Beurteilung 
auch die Auswirkungen auf Umwelt und 
Gesellschaft mit ein.
Die von uns initiierte externe Nachhaltig-
keitsprüfung durch die Österreichische 
Gesellschaft für Umwelt und Technik 
(ÖGUT) hat sich mittlerweile zum Bran-
chenstandard entwickelt. Seit Jänner 
2008 ist die Allianz Gruppe in Österreich 
ein großer und wichtiger Partner der 
WWF CLIMATE GROUP.

O – Onlineportal
Sie haben die Möglichkeit Ihre Konto- 
information und Veranlagungsnews über 
das Online Portal abzurufen. Die Regis- 
trierung erfolgt online über das Portal. 
Ihre Zugangsdaten befinden sich auf der 
jährlichen Kontoinformation. Eine An-
leitung zur Registrierung finden Sie auf 
unserer Homepage. Einstieg unter: 
www.allianzvorsorge.at/vk

P – Pensionsierung
Unabhängig von der Anzahl der 
Beitragsmonate wird eine Verfügungs-
befugnis erlangt, wenn das Arbeitsver-
hältnis mit der Pensionierung des Arbeit-
nehmers/der Arbeitnehmerin beendet 
wird (Alterspension, vorzeitige Alterspen-
sion).

Präsenzdienst/Zivildienst
Hier werden 1,53 % des Kinderbetreu-
ungsgelds als Abfertigungsbeiträge 
vom Arbeitgeber/von der ArbeitgeberIn 
einbezahlt, solange das Arbeitsverhältnis 
aufrecht bleibt. Bei Übersteigen der Dau-
er von 1 Jahr leistet der Bund den Beitrag.

R – Rentenoption
Der/die Anwartschaftsberechtigte kann 
spätestens mit Pensionierung zwischen 
Auszahlung als Einmalbetrag oder steu-
erfreier Übertragung in eine Pensions-
kasse oder einer betriebliche Kollektivver-
sicherung (in der bereits eine aufrechte 
Anwartschaft besteht) wählen.

Rucksackprinzip
Anwartschaften aus der Abfertigung 
Neu verfallen nicht – im Gegensatz zu 
Ansprüchen nach dem alten System. 
Die Anwartschaft, über die keine Ver-
fügungsbefugnis besteht, bleibt in der 
betrieblichen Vorsorgekasse des alten 
Arbeitgebers/der alten Arbeitgeberin. 
Daher kann ein/e ArbeitnehmerIn 
Anwartschaften bei mehreren betrieb-
lichen Vorsorgekassen haben.
Sie können Ihre Abfertigung zu einer 
anderen Vorsorgekasse übertragen 
lassen, indem Sie sich mit Ihrer bisheri-
gen Vorsorgekasse in Verbindung setzen 
und schriftlich (inklusive Ausweiskopie) 
um Übertragung der Anwartschaft auf 
die Allianz Vorsorgekasse AG ersuchen. 
Damit haben Sie den Vorteil, dass Ihre 
Anwartschaften zentral in einer Kasse 
zusammengefasst werden und Sie alle 
Informationen auf einer Kontoinfor-
mation sehen. Die einzige gesetzliche 
Auflage, die es zu beachten gilt ist: die 
Beendigung der „beitragsfreien Arbeits-
verhältnisse“ muss mindestens 3 Jahre 
zurückliegen.

Ein Formular finden Sie auf unserer
Homepage www.allianzvk.at.

T – Tod des/der 
Anwartschaftsberechtigten
Bei Tod des/der Anwartschaftsberechtig-
ten bleibt der volle Abfertigungsanspruch 
(100 %) erhalten und geht an die Ehe-
partnerIn und familienbeihilfeberechtigte 
Kinder über. Für den Fall, dass es keine 
Hinterbliebenen gibt, oder diese sich nicht 
innerhalb einer Frist von 3 Monaten
melden, fällt die Abfertigung in die Ver-
lassenschaft.

U – Umstieg
Die Vorschriften der Abfertigung Neu 
gelten für Arbeitsverhältnisse, die nach 
dem 31.12.2002 begonnen haben. Alle 
anderen ArbeitnehmerInnen bleiben bei 
Fortführung des bisherigen Arbeitsver-
hältnisses im alten System. Für den Fall, 
dass ein Wechsel ins neue System ge-
wünscht wird, gibt es zwei Möglichkeiten, 
diesen durchzuführen.

Teilumstieg: Bei einem Teilumstieg 
werden die bisher erworbenen Abferti-
gungsansprüche des Arbeitnehmers/der 
Arbeitnehmerin eingefroren.

Das heißt: diese bleiben unverändert be-
stehen. Ab dem gewählten Zeitpunkt des 
Umstiegs werden vom Arbeitgeber/von 
der ArbeitgeberIn die Beiträge zur Ab-
fertigung Neu geleistet, für diese ist das 
BMSVG anzuwenden.

Vollumstieg: Beim Vollumstieg wer-
den die nach altem Recht erworbenen 
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Abfertigungsansprüche oder ein Teil 
davon an die betriebliche Vorsorgekasse 
übertragen und veranlagt. Zusätzlich 
werden ab dem Zeitpunkt des Umstiegs 
die Beiträge der Abfertigung Neu vom/
von der ArbeitgeberIn geleistet. Das 
Arbeitsverhältnis unterliegt zur Gänze 
dem BMSVG.

V – Veranlagung
Die betrieblichen Vorsorgekassen haben 
die Veranlagung im Interesse der An-
wartschaftsberechtigten vorzunehmen 
und hierbei besonders auf die Sicher-
heit, Rentabilität und auf den Bedarf 
an flüssigen Mitteln sowie auf eine an-
gemessene Mischung und Streuung der 
Vermögenswerte Bedacht zu nehmen. 
Die Veranlagung der betrieblichen Vor-
sorgekassen unterliegt den gesetzlichen 
Vorschriften des § 28 BMSVG.

Veranlagungsgemeinschaft
Zur Veranlagung der Abfertigungsbei-
träge hat die betriebliche Vorsorgekasse 
eine Veranlagungsgemeinschaft einzu-
richten.

Verfügungsanspruch des/der Anwart-
schaftsberechtigten
Ein Verfügungsanspruch aus der betrieb-
lichen Vorsorgekasse besteht grundsätz-
lich, wenn

–	 kein aufrechtes Arbeitsverhältnis 
besteht,

–	 mindestens 36 Beitragsmonate in 
Summe (mehrere Kassen) ausgewiesen 
sind und

–	 das letzte Arbeitsverhältnis durch
•	 eine einvernehmliche Auflösung des 

Arbeitsverhältnisses oder
•	 Kündigung durch den/die Arbeitgeb-

erIn oder
•	 unverschuldete Entlassung oder
•	 berechtigten vorzeitigen Austritt

oder
• Kündigung während einer Teilzeit-

beschäftigung nach dem Mutter-
schutzgesetz 1979 (MSchG) oder dem 
Väter-Karenzgesetz (VKG)

beendet wurde. Die Verfügung muss 
innerhalb von 6 Monaten (ab Ende des 
Arbeitsverhältnisses) geltend gemacht 
werden.
Unabhängig von den Beitragsmonaten 
kann eine Auszahlung der Abfertigung 
immer begehrt werden, wenn das Arbeits-
verhältnis aufgrund Inanspruchnahme 
einer Eigenpension, nach Vollendung des 
Anfallsalters für die vorzeitige Alters-
pension aus der gesetzlichen Pensions-

versicherung beendet wird oder der 
Arbeitnehmer seit mindestens 5 Jahren in 
keinem beitragsbegründenden Arbeits-
verhältnis mehr steht.

Verfügungsmöglichkeiten
Erhält der/die Anwartschaftsberechtigte 
eine Verfügungsbefugnis über seinen/
ihren Anwartschaftsbetrag, stehen ihm/
ihr folgende Möglichkeiten offen:
–	 Auszahlung der Abfertigung als Kapi-

talbetrag (abzüglich 6 % Steuer),
–	 Weiterveranlagung des gesamten 

Abfertigungsbetrags in der derzeitigen 
betrieblichen Vorsorgekasse,

–	 Übertragung des gesamten Abferti-
gungsbetrages an die betriebliche Vor-
sorgekasse des neuen Arbeitgebers/
der neuen Arbeitgeberin,

–	 Überweisung an ein Versicherungs-
unternehmen zum Zweck der lebens-
langen steuerfreien Pensionsleistung, 
oder

–	 Überweisung an eine Pensionskasse, 
sofern dort bereits eine Berechtigung 
auf Anwartschaft besteht. (Details 
siehe Seite 9.)

Vermögensverwaltungskosten
Von den Veranlagungserträgen behält 
die Vorsorgekasse eine Vergütung für 
die Vermögensverwaltung ein, die bei 
der Allianz Vorsorgekasse AG 0,7 % pro 
Geschäftsjahr des veranlagten Abferti-
gungsvermögens ausmacht.

Verpfändung
Eine Abtretung oder Verpfändung von 
Abfertigungsanwartschaften ist rechts-
unwirksam, solange der/die Anwart-
schaftsberechtigte darüber nicht verfü-
gungsbefugt ist.

Verwaltungskosten
Für die Einhebung der Beiträge stehen 
der einhebenden Krankenkasse 0,3 % 
zu. Für Verwaltungskosten können die 
betrieblichen Vorsorgekassen inner-
halb der gesetzlichen Grenzen zwischen 
1 % und 3,5 % der zufließenden Abferti-
gungsbeiträge verrechnen.

Konditionen Allianz Vorsorgekasse:
gestaffelte Verwaltungskosten
1.–5. Dienstjahr.........................................1,9 %
6.–10. Dienstjahr.......................................1,4 %
und ab dem 11. Dienstjahr...................1,0 %

Weiterführende Informationen über 
unsere Konditionen und Serviceleistun-
gen finden Sie auf unsere Homepage:
www.allianzvk.at.
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Verzug
Bei Zahlungsverzug der Beiträge ob-
liegt die Eintreibung sowie die Verrech-
nung von Verzugszinsen (vom jeweiligen 
Basiszinssatz abhängig) den Kranken-
kassen. Die Krankenkassen überweisen 
jedoch die Beiträge pünktlich zu den 
Fälligkeitsterminen, unabhängig vom 
Verzug des Arbeitgebers/der Arbeitge-
berin an die betriebliche Vorsorgekasse.

VK-Leitzahlen
Die gesetzliche Interessenvertretung hat 
jeder in Österreich tätigen betrieblichen 
Vorsorgekasse eine VK-Leitzahl zuge-
teilt. Die VK-Leitzahl der Allianz Vorsor-
gekasse lautet 71500 bzw. 71510.

Z – Zwangszuweisungsverfahren
Wenn der/die ArbeitgeberIn nach Ablauf 
einer 6-Monatsfrist (läuft ab Beitrags-
pflicht des ersten Arbeitnehmers/der 
ersten Arbeitnehmerin, der in das System 
der Abfertigung Neu fällt) keine betriebli-
che Vorsorgekasse gewählt hat, wird der/
die ArbeitgeberIn vom Krankenversiche-
rungsträger schriftlich aufgefordert, bin-
nen einer Nachfrist von 3 Monaten eine 
betriebliche Vorsorgekasse zu wählen. Bei 
Fristversäumung erfolgt die Zuweisung 
zu einer betrieblichen Vorsorgekasse 
durch den Dachverband der österreichi-
schen Sozialversicherungsträger.

Die Zuweisung erfolgt nach einem Schlüs-
sel, der sich an den Marktanteilen der 
Kassen orientiert. Dabei ist nicht vorher-
sehbar, welche Vorsorgekasse dem/der 
jeweiligen ArbeitgeberIn zugeteilt wird. 
Mit Einlangen dieses Beitrittsvertrags der 
betrieblichen Vorsorgekasse beim/bei der 
ArbeitgeberIn kommt der Beitrittsvertrag 
von Gesetzes wegen zustande.
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ESG Plus
überprüft regelmäßig unser Portfolio 
(exklusive Immobilien- und Infrastruktur-
fonds) auf das vollständige Divestment 
in Kohleabbau. 

Durch das letzte Screening wurde bestä-
tigt, dass zum Stichtag 30.09.2021 unser 
Portfolio durchgehend kohleabbaufrei 
war. 

Zertifiziert nachhaltig
Jährlich prüft und zertifiziert die Öster-
reichische Gesellschaft für Umwelt und 
Technik (ÖGUT) die betriebliche Vorsor-
gekassen nach Nachhaltigkeitskriterien 
auf freiwilliger Basis. 

SDG-Bilanz für das gesamte Portfolio
Als erste Vorsorgekasse Österreichs 
bewerten wir das gesamte Veranlagungs-
volumen nach den 17 weltweit anerkan- 
nten Nachhaltigkeitszielen der Verein-
ten Nationen (Sustainable Development 
Goals, kurz SDGs). Dafür wurden wir im 
Herbst 2021 mit dem M4C-Impact-Award 
(in der Kategorie Cooperation) internatio-
nal ausgezeichnet.

Kooperation mit dem WWF Österreich
Der WWF Österreich setzt sich mit konkre-
ten Projekten und innovativen Ansätzen 
für mehr Nachhaltigkeit und Transparenz 
am Finanzmarkt ein. In einer Vereinba-
rung mit dem WWF Österreich hat sich die 
Allianz Gruppe Österreich bereits Ende 
2014 zu konkreten, messbaren Nachhal-
tigkeitszielen für das Portfolio verpflichtet 
und ihre Investmentstrategie neu ausge-
richtet. Die Allianz Vorsorgekasse war von 
Beginn an Teil des WWF-Konzepts.

Nähere Informationen zur nachhaltigen 
Veranlagung der Allianz Vorsorgekasse

allianzvk.at/nachhaltigkeit
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